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Markt g e me inde Hinterbrühl
Pol «Bezirk Mödling
Bundesland Niederösterreich

Hinterbrühl, am 3· 1.1980

Zahl: 27/73

Betrifft: Bauvorhaben Hinter­
brühl. i Oll 22 *«
unt re tare der Gara, стц
Benützungsbewilligung-nni

Bescheid

Auf Grund des Ansuchens vom 27*10.1978 und im Sinne des Ergebnisses
des am abgehaltenen Lokalaugenscheines (Endbeschau) wird
gemäß § 111 der Bauordnung für Niederösterreich, LGB1. Nr. 8200-0,

die W BENÜT ZUNGSBEWILLIGUNG

für 40 ы, sn iti onter eschoß ■ ее Garagontraktes .,

errichtet auf Ш Parzellen Nr. JO/g , EZ. Ü02

Kat . Gem, in4, Μ , erteilt . nur’ ШВД reer ' їогежймж
.set zung iÆ Ml po - Die ' aufirm ittr r . ; · v

ile ¿ . <2
~ e ' est ľ “ eLbehebung «шгсГ П ’T”“' ■ r . *

Wié AueführTmg dTeser V ■ dem SémÆdeamt &ŕ&
cenom * onirtlich bekanntaugeben. In diesem Falle

wird von einem neuerlichen Lokalaugenschein Abstand genommen.
Die Verhandlungsschrift über die Endbeschau liegt in beglaubigter
Abschrift diesem Bescheid bei und bildet einen wesentlichen Bestand­
teil desselben. .ГГ.Г.1 71
Die Baubewilligung wurde mit ha. Bescheid vom(6.0.197). unter
2ahi ‘ i.y7ț ■ erteilt.

Das Bauobjekt ist ein Bestandteil des Hauses mit der
Konskriptionsnummer 71?”719 755»
Orientierungsnummer Hinterbrühl, 20 — : P
Tne cerotomtt der orientierungsnummer ist auf Noster des Bauwerbers

_
tellë : shzubrï ’

Die Verfahrenskosten BtetsaffStti warden rit Abgabenbercheid von gl.11.78

Der Betrag ist innerhalbovon.chtxlagen sack BescheidrechtsiLraft.· má­
tela ■ des beiliegendem mragscheinesx inzurahlen.

Begründung :
Auf Grund des Ergebnisses der Endbeschau erfolgt die Erteilung der
Benüt zungsbewilligung . 1' и ■ v-d 1-' Х’ЖШ: ЗЛУ dle УУ-ЕЛ "У́у /-фуг;

und Bestätigung ЙОГ ľ länge 1beh ebung.

Die Vorschreibung von Verfahrenskosten ist in der Gemeinde-Verwaltungs­
abgabenverordnung, in der Gemeinde-Kommissionsgebührenverordnung und
im AVG 1950 begründet.

Rechtsmittelbelehrung :
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb von zwei Wochen ab Zustellung
schriftlich oder telegrafisch Berufung eingelegt werden. Eine all-
fällige Berufung ist beim Gemeindeamt Hinterbrühl einzubringen, hat

Bescheid gg

ì
bezeichnen und ist zu b
\ Der Bürgermeister:
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CD P

tó ’hnbaustatistik, welches seiner·

interlagen dem Bauwerber übersendet
t dieses Bescheides auszufüllen und
kdeamt Hinterbrühl, Hauptstraße 66,

igen und um die Eintragung desssieen
zusuchen. Ein entsprechendes Antrags- 7
fertigt. liegt lisgem Bescheid bei.

maß Vermes sü:
Te Fertig.

lisabethstraße 2, Grundbuch Hinter-
rgasse 4/И, 234-0 Mödling 5

dpr 1 über die Endbeschau;P ω о ť О ф p

Dieser Bescheid ergeht an:

1 I
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gemeinde hinter Brühl
Po1.Bezirk Mödling .

. Bundesland Niederösterreich

Hinterbrühl, am 14.2.1979

Zahl: В? 27Л?

pptrifft: Bauvorhaben Hinter-
bruni, raidgasее 22 í

Benüt zungsBewilligung und .
Hausnumerierung.

Bescheid

Auf Grund des Ansuchens vom 17 >7*1 978 und im Sinne des Ergebnisses
¿ea am; 19*9*1978 abgehaltenen Lokalaugenscheines (Endbeschau) wird
gemäß $ 111 der Bauordnung für Niederösterreich, LGB1. Nr. 8200-0,

die BEWOHNUNGS- HO BENÜTZUNGSBEWILLIGUNG
für die Wohnhäuser A,B,C und D der Wohnhausanlage, uit Ausnahme des
fix Rekreationszantrums, der Olheizungsanlage und der Auf zugsanlagen ,
errichtet auf draný Parzellez Nr. 913/3 , EZ. 902 ,

Kat .Gem. Hinterbrühl erteilt.
FnmregTy ir x* rr xx xxi Für das Rekreationszentrum, die Olheizungsanlage
und die Auf zugaanlageñ" kann die Benützungsbewilligung erst nach Behebung
der ад 19.9.1978 festgestellten Mängel erteilt werden.

а Die Ausführung dieser Vorschreibung (en) ist dem Gemeindeamt Hinterbrühl
“ schriftlich bekanntzugeben. In diesem Falle
'"-wird von einem neuerlichen Lokalaugenschein Abstand genommen.

Die Verhandlungsschrift über die Endbeschau liegt in beglaubigter
Abschrift diesem Bescheid bei und bildet einen wesentlichen Bestand­
teil desselben.
Die Baubewilligung wurde mit ha. Bescheid vom 22.6.1971 unter
ZahlBP 39/71 erteilt. Das Bauobjekt erhält mit Rechtskraft dieses Be­
scheides die ХХЖДХСЙСХДХ ЗХХХХХХДХХЯХкЗХЇХХІЗЯ£ДХХ±ДХХкХХХХХХХ30гаХЗЕХХХХ
Konskriptionsnummer 755 ,
Orienti erungsnummer Hinterbrühl , Waldgasse 22 (Tür— Nummern 1 bis 56) e
Eine Tafel mit der Orientierungsnummer ist auf Kosten des Bauwerbers
an einer von der Waldgasse aus gut sichtbaren
Stelle anzubringen.
Die Verfahrenskosten УЖЯжукжх wurden mit Abgabenbesahs id vom 29 ·9 .1978

w Ί. K u o ì vorgeschrieben.
Verwaltungsabgabe S 44414*** °
Kommissionsgebühren S· ZXXAXXXX
Sachverständigengebühren SXXEIX

insgesamt S — ·
Ιιτκΐι t rx g ». і, я ix Дхджткжі Jo g I И ИХ Я КХ t x ž ід.кд X M Ł KÌC X ¿1Д t Je «ХЯr ie JC I

: Begründung :
Auf Grund des Ergebnisses der Endbeschau erfolgt die Erteilung der
Benützungsbewilligung. Für d .Rekreat ionsZentrum , d .Olheizungsanlage und
die Aufzüge wurde eine Mängelbehebung nicht mitgeteilt bzw.Atteste nicht
zur Ganze vorgelegt, wesnalbhiefur dié Benutzungsbew.nicht erteilt wird.
Die Vorschreibung von Verfahrenskosten ist ín aer Gemeinae-verwaitungs-
abgabenverordnung, in der Gemeinde-Kommissionsgebührenverordnung und
im AVG 1950 begründet.

Rechtsmittelbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb von zwei Wochen ab Zustellung
schriftlich oder telegrafisch Berufung eingelegt werden. Eine all-
fällige Berufung ist beim Gemeindeamt Hinterbrühl einzubringen, hat
den angefochtenen Bescheid genau zu bezeichnen und ist zu begründen.

Der Bürgermeister:

4
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Marktgemeinde Hinterbrühl ·
Pol. Bezirk Mödling
Bundesland Niederösterreich
Betriffts Bauvorhaben Hinter-
brühl, Waldgasse 20 * Obere
Etage 4er Garagent
Benutzungsbewilligung jjdću
НЯОЫГЛЖИК 11 я-w ЖЖ ДЦОС

Hint erbrühl , am 27.6,1977
Zahls W 27/73

Bescheid.

Auf Grund des Ansuchens vom 17*5*1977 und im Sinne des Ergebnisses
des am- <4*5*1977 abgehaltenen Lokalaugenscheines (Endbeschau) wird
gemäß § 1 1 1 der Bauordnung für Niederösterreich, LGB1. Nr. 8200-0,
die

HDQČE i' » І·· «-:«·, · »»7-» ľ BENÜTZUNGSBEWILLIGUNG

für 40 Gamge» * säatliohe im Obergeaohoa des Garagentraktes
errichtet auf <|0ШРаг 915/3 , EZ. 902
Kat.GemJinterbrihl ; unter der Voraus-
Setzung erteilt, daß ДШШег ШШ
Hantierens mit offene» Łiohtoder Feuor angesoblagen, 2. bei jędemSand-
gete eine Wurfschaufel situiert und 3, Bestandspline vorgülefftwerden.
Die Ausführung dieser Vorschreibung ( en ) ist dem Gemeindeamt Hinterbrühl
bis längstens 3ÍV*7*1977 schriftlich bekanntzugeben. In diesem Palle
wird von einem neuerlichen Lokalaugenschein Abstand genommen.
Pie Verhandlungsschrift über die Endbeschau liegt in beglaubigter
Abschrift diesem Bescheid bei und bildet einen wesentlichen Bestand—
teil desselben. ¿22.6.1971
Die Baubewilligung wurde mit ha. Bescheid vom 1975İ unter
Zahl W 39/71 .erteilt. тигани a xijadek мжийипгЬія́ ¿НггіжвдЇЇаяайі nàtoMauSauc
sonenresomteiDas Bauobjekt ist ein Bestandteil des Hauses mit der
Konskriptlonsnummer 717-719 ,
Orientierungsnudmer Hinterbrühl., . Weldgasse 20

Знятій &ядїаш4а»х&»ц»аж1>мд š
ашиавасЕзааВ; . - . ада xatk хаи́Мюаа&х

Die V erf ahrenskosten betragen; . Ö -γ-
Verwaltungsabgabe ” ¿ . S бОШ****·
Kommissionsgebühren ............. S ІвО****·
Sachverständigengebühren .... · . . . S 200.— ;

insgesamt ..··.·· .♦ S 1042» ' ■
Der Betrag ist innerhalb von acht Tagen nach Bescheidrechtskraft mit­
tels des beiliegenden Erlagscheines einzuzahlen.

. B e g r ü n d u n g :
Auf Grund des Ergebnisses der Endbeschau erfolgt die Erteilung der
Benüt zungsbewilligung .’ ... und die Vorschreibung von Auflagen,

Die Vorschreibung von Verfahrenskosten ist in der Gemeinde-Verwaltungs­
abgabenverordnung, in der Gemeinde-Kommissionsgebührenverordnung und
im AVG" 1950 begründet.

Hechtsmittelbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb von zwei Wochen ab Zustellung
schriftlich oder telegrafisch Berufung eingelegt werden. Eine all-
fällige Berufung ist beim Gemeindeamt Hinterbrühl einzubringen? hat
den angefochtenen Bescheid genau zu bezeichnen und ist zu begründen

Der Bürgermeister:

«
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Marktgemeinde Hinterbrühl
Рої. Bezirk Mödling

*♦ Bundesland Niederösterreich ì
Betrifft; Bauvorhaben Hinter-
brühl, Waldgasse 20; Reihenhäuser.
Benützungsbewilligung und
Hausnumerierung. ț

Bescheid.

Hinterbrühl , am 4 · 1 1 . 1 976

Zahl; BP 27/73

Auf Grund des Ansuchens vom 6.10.1976 und im Sinne des Ergebnisses
des am 25.10.1976 abgehaltenen Lokalaugenscheines (Endbeschau) wird
gemäß § 111 der Bauordnung für Niederösterreich, LGBl.Nr. 166/69,.
die BEWOHNUNGS- UND BENÜTZUNGSBEWILLIGUNG і %

für die 24 Reihenhäuser der Wohnhausanlage
errichtet auf ¿kk ParzellexxNr. 913/3 , EZ. 902 ,
Kat. Gem. Hinterbrühl, nur unter der Voraussetzung Хл
erteilt, daß für die geänderte Ausführung '"der Reihenhäuser Stiegen 4, ș /
13, 16 und 24 der Baubehörde Bestandspläne vorgelegt werden. Hiefür J“
wird eine Erist bis 31.12.1976 eingeräumt. _ v

z- ггХюгкккХккхширс&ХЕккгху ? . g > к i ? ' ' s: §
'-л s±sx*ängs**sXXXXXXXXXXXXxs=k*****±=kxk=ka*K*zng=bENX In diesem Halle

wird von einem neuerlichen Lokalaugenschein Abstand genommen.
θ Die Verhandlungsschrift über die Endbeschau liegt in beglaubigter

Abschrift diesem Bescheid bei und bildet einen wesentlichen Bestand­
teil desselben. 22.6.1971
Die Baubewilligung wurde mit há. Bescheid vom (6.6.1973) unter
ZahlBP 39/71 ua .erteilt. Das Bauobjekt erhält mit Wirkung vom heutigen
Tage die =xasxtanokjek±xiztxeingeskandżeiłx@esxkausesxmi±xłerx
Konskriptionsnummern 717(Stg«1~8) , 718(Stg.9-1 6) , 719(Stg. 17-24) , und die
Orientierungsnummer Hinterbrühl, Waldgasse 20, Stiegen 1 bis 24.
Eine Tafel mit der Orientierungsnummer ist auf Kosten’ des Bauwerbers
an einer von _ der Waldgasse aus gut sichtbaren
Stelle anzubringen.
Die Verfahrenskosten betragen;

Verwaltungsabgabe
Kommissionsgebühren
Sachverständigengebühren

S 4.500
S 240
S 400

insgesamt .... S 5.140. —
Der Betrag ist innerhalb von acht Tagen nach Bescheidrechtskraft mit­
tels des beiliegenden Erlagscheines einzuzahlen.

Begründung :
Auf Grund des Ergebnisses der Endbeschau erfolgt die Erteilung der
Benützungsbewilligung. Die im Spruch angeführte Bedingung ist in der
Niederschrift über die Endbeschau 'begrün Jet.
Die Vorschreibung von Verfahrenkosten ist in der Gemeinde-Verwaltungs­
abgabenverordnung, in der Gemeinde-Kommissionsgebührenverordnung und _
im AVG 1950 begründet. Die Höhe der Verwaltungsabgabe richtet sich hier

außerdem nach § 2 (i) d.Landes— u.Gemeindeverw.Abg.Ges. , LGBl.Nr. 98/1 969.
Kechtsmitt e Ibelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb von zwei Wochen ab Zustellung
schriftlich oder telegrafisch Berufung eingelegt werden. Eine all-
fällige Berufung ist beim Gemeindeamt Hinterbrühl einzubringen, hat
den angefochtenen Bescheid genau zu bezeichnen und ist zu begründen

Der Bürgermeister;
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unter Anschluß folgender Beilagen:
1 Abschrift der Nieder schrift über die Endbeschau;
1 Erlagschein;

2. das Finanzamt Mödling, Klostergasse 4/II, 2340 Mödling;

3. das Bezirksgericht Mödling, Elisabeths traße 2, Grundbuch Hinter-

4. Akt« BP 27/73. ' '

5. — ' ' ' ' ... "·

ƒ \ · · Λ •· Λ .· Ç . . I k - . . ■·■■ : .Л? .. Л?

Hinweise: ■ ... 4 . .« ■; !

a) Der Eigentümer des gegenständlichen Bauwerkes ist gemäß Vermessungs­
gesetz verpflichtet, dem zuständigen Vermessungsamt die Fertig­
stellung des Objektes anzuzeigen und um die Eintragung desselben
in die Grundkatastermappe anzusuchen. Ein entsprechendes Antrags-
formular axereretstsxxbgeßexrstbgtx, liegt diesem Bescheid bei.

b) Das Zählblatt -D. (orangerot ) der Wohnbaustatistik, welches seiner­
zeit mit den Baubewilligungsunterlagen dem Bauwerber übersendet
wurde, ist sofort nach Erhalt dieses Bescheides auszufüllen und
sodann umgehend an das Gemeindeamt Hinterbrühl, Hauptstraße 66,
zurückzuschicken. (Garnituren 1 und 2).
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MARKTGEMEINDE HINTERBRÜHL
BEZIRK MÖDLING Hinterbrühl, am ... 6 . Juni 5975

ш&яима
Betr.: Liegenschaft EZ. 902, Kat. Gem.
Hinterbrihl; Eri ster Streckung für den
Baubeginn und Kenntnisnahme einer ge­
ringfügigen Pro joktsänäerung hinsichtlich
des Garagentraktes. '

■ ; І e s u h¿ e ld ·»■ ·'
Л·· ted№XK9Xtcstš!№B$9McitiaQtx:äi'

lit Bescheid des Bürgermeisters der Marktgemeinde Hinterbrühl vem
22.6*1971, Zahl BP 39/71» wurde Herrn Dir. Brnet Schubert in 1010
Vien, Spiegelgasse 21, gemäß § 92, Abs.1, Ziffer 1, der Bauordnung
für Niederösterreich die Bewilligung zum Weubau von 24 Reihenhäusern,
vier Mehrfamilienhäusern, 40 Garagen, 40 Autoabstellplatzen sowie zur
Errichtung eines Schnut awasser- und eines Regenwaeserkanales auf den
Grundstücken der Liegenschaften ΕΖΖ. 902 und 1159, je Kat.Gem.Hinter-
brühl, Valdgasse, erteilt. Mit den Bescheiden des Bürgermeisters der
Marktgemeinde Hinterbrühl vom 9.9.1971, Zahl BP 39/71*1» vom 10.2.72,
Zahl BP 39/71-2, und vom 23.8.1972, Zahl BP 39/71-3» wurde jeweils

W die Bewilligung für eine geringfügige Abänderung des mit dem Erstbe-
scheid bewilligten Bauvorhabens genehmigt, weil daráit Rechte der An-

· rainer nicht verletzt worden sind»
Da die Baubewilligung für das gegenständliche Bauvorhaben mangels
Baubeginns innerhalb von zwei Jahren ab Bescheidrechtekraft sm 15.7*
1973 abläuft , wurde vom Liegenschafts-Rechtsnachfolger, der prot.Pima
îhemcbau, Ernst Schubert & Co, Ges.m.b.H., 1010 Wien, Spiegeİgasse 21й

vertreten durch Herrn RA.Dr Albert Schueller, 1040 Wien, Sehwindgasse
Er. 3» zeitgerecht der Antrag auf Verlängerung der Erist für den Bau­
beginn um zwei Jahre bei der Marktgemeinde Hinterbrühl eingebracht.
Gleichzeitig wurde ersucht, den Garagentrakt dieses Bauvorhabens im
Sinne des Auswechslungsplanes Ir. 179 Е vom Mai 1973, Planverfasser .
Architekt Dipl. Ing· Hermine Eisenmenger, Hinterbrühl, gegenüber dem ur-
springlich genehmigten Bauvorhaben geringfügig zu ändern, so daß das
Bauwerk einen Abstand von rund 5,5 и zur künftigen Hochstraße erhält.

• Über die beiden Ansuchen entscheidet der Bürgermeister als Baubehörde
ì* Instanz wie folgt*

0 . ; S р r u ch. ·/·■'·'
ì. Gemäß § 103» Absatz (5), der Bauordnung für Nieders sterraich, LGBİ.

Hr. 166/1969, wird die Erist für den Beginn der Ausführung dee mit
ha. Bescheid vom 22.6.1971, Zahl BP 39/71, und den im ersten Absatz
dieses Bescheides genannten weiteren Bescheiden bewilligten Bauvor­
habens auf dem nunmehr allein bestehenden Grundstück Ir. 913/3,
EZ. 902 ,z Kat. Gem. Hinterbrühl, um zwei Jahre, das 1st bis 15.7.1975,
verlängert. ..-..у. ... У<'

II.Gemäß § 94, Absatz (1), der Bauordnung für Hiederösterreich, LGB1.Nr.
166/1969, wird zur Kenntnis genommen# daß der Garagentrakt des unter
ì genannten Bauvorhabens im Bereich der zukünftigen Hochstraße im
Sinne des Auswechslungsplanes Жг. 179 Е vom Mai 1973, verfaßt von
Architekt Dipl. Ing. Hermine Eisenmenger, Hinterbrühl, geringfügig
in seiner Lage verändert wird.

III. Gemäß der Gemeinde-Verwaltungsabgabenverordnung, LOBİ .Ir.96/1 970,
ist

'laut Tarifpost 35 b für die Verlängerung der Erist ,
zum Baubeginn eine Verwaltungsabgabe von · . * · · S 11.189·— ζγύ3ί?
laut Tarif post 36 für die Kenntnisnahme der Garagen- rl , L·
traktänderung eine Verwaltungsabgabe von · * . . . S . 60.— у. Vi
zusammen * S 11.249·—

v'föa5scfeiiM« йЙІЛЖк“1011 Beeobeldrechtskraft mittels beiliegende
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В é g r ü n d u n g s

ga I , Sie Frist für den Beginn der Ausführung dee Bauvorhabens wurde
Ms 1 5.7. 1 975 verlängert » weil der Rechtsnachfolger des Bewilligungs—
verbere glaubhaft machen konnte . daß die Baubeginnsverzögerung nicht
aus eeinem Verschulden eingetreten ist. (Wohnbauförderungsmittel wurden
nocht nicht zugeteilt) . überdies wurde seit dem Inkrafttreten der Bau-
Bewilligung vom 22.6.1971 der Flächenwidmimgeplan von Hinterbrühl nicht
abgeändert. Somit ist ein Rechtsanspruch für die Verlängerung der Bau-
beginsfriat gemäß j 103 (5) der Bauordnung für HŐ gegeben.
Zu lí» Eine Begründung капа gemäß § 58 (2) ĄW 1950 entfalle#.» weil dem
¿trag vollinhaltlich stattgegeben würde. Anrainerinteressen wurden hie-
durch nicht verletat. . '·< З"“";' - . —ί
Zu III, Blé Vorschreibung der Verwaltungsabgaben ist Ш Gemeinde-Ver-

. waXtungsab benver Ordnung, LOBİ.Hr. 96/1970» begründet. ,

'Rechtsmittelbelehrung*

Gegen diesen Bescheid kann innerhaib von zwei Woohen - gegen die Zablunge-
vorschreibung innerhalb eines Monatee ab Zustellung schriftlich oder
telégrãfieoi Berufung eingelegt wrdén· Ш· allfällige Berufung ist an
den Geminderat voň Hinterbrihl zu richten, beim Gemeindeamt einzubr
hat den angefochtenen Bescheid genau zu bezeichnen und ist eingehend zu
begründen*. А ľ ' ■' e' " ' A

Ergeht an

12.die Wr. Stadtwerke, Merke, Abt Э/4» Шгі 4, 1095 Wien?
13.das Finanzamt Mödling, Pfarrgasse 7, 2340 Mödling?

2fach? .· ï ƒ у

V Λ?.
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10.2.1972

Botr. ? Thermobau Cos. а«b. lì.» Wien;
PrH timg oinor Vohnhauoanlage sit
Garagen iñ Hintorbrühl, ballasse.
Genoiwigung dos 2. Auswechelungsplanos.

/ flU
2,

Bescheid ·

în neuerlicher Abänderung dee hieraatliohon Baubm illigungoboochoidon
voa 22. Tnsl 1974 &’Ы BP 59/74 wird gemäß § 94 der Bauordnung für
niödcröotDrroioh rut Kanntnio genomen. daß dio bogrioa in irđ eoohoS
dor lloihcaìtóueer und ia Gartongeochoß der Mehrfamilienhäuser clon um*
Muten Hawn der ¿oweiligen Vohnungen R eeehlagen worden. Binfür bind
dio Auonechslwwplöuc von 'Wner 1972» ’Flan-humem 141" und 144В»
bolelo verfaßt von Architekt Dipl «Ing.Herm ine Яіеептепгсг» Hiaterbrühi t
mußgeblioh.
Bio Lage dos gesaste» Bauvorhabens» doe suf der Liegenschaft S3. 902
(laut ubendilirumcbeooheid - vor der gruMbtteherliehon Änderung -
П23 902 s H5ß und 1159), Kat.Gom.nintorbrUhl» errichtet werden soll,
wird durch die neuerliche Hanündsrung nicht berührt und Rechte der
Anrainer nicht verlötet.
Gonüß Tarif post 36 dor Gereinde-Vervaltungesbgabenverornung 1970
iot für dioonntnienahme der neuerlichen rojoktstindorun eine Vcr*-
waltiaaiWb ahe ven S 69 ·— sittel© beilie œxden rlar chelnos inner«
halb von acht Sagen nach Beecheidraohtokraft einausablon.

' Іч-А >V A‘ û g r ü л L( u n g s

i<ino Pagrünütsng Йана pembS 5 5β (2) Λ¥δ 1950 entfallen» da den Λη-
trog des Bauuorbere voll Inhalt liefe echfiunn Fotragon urde«

liechteaittelbolobrung s

öioaen Beoeheiâ kann innerhalb von swoi Ueohcn» vea P?r
ùUotcültmr an gerechnet. Horufung eingelegt ’«orden. ¿Rino eil füllige
■'cralWg hat děn ñngofochtenon Secoheid renau su beseiohnea «ий lot
eİH îbend sw bogr mlen« Beruf ungen körnten şehri í tl ich oder telegraf ioch
boi dor ¿en Beeéhoid erlaesonden Behörde cingcbraeht werder«.

rr -oht ан

Dor Regiorunr’skomisoar β
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HjRhibrflhí 9»Sopt.1971

Zahls BP 59/71-1
Botr. ? Genehmigung von Auswechslungs-
plänon “für Діє Errichtung einer Wohn-
haueanląge und Autogaragen PUf en
Liegenschaften EZZ. 902, 1158 und 1159#
je Kat * Géin, Hint crbrühl .

7// 5* &μ o u
4,

Bescheid «

In teilweiser Abänderung des hieramtlichen Baubewilligungsbescheides

vom 22. Juni 1971# Zahl BP 39/71# wird gemäß § 92 Abs.1 Ziffer 1 der

Jtanordnung' für Niederösterreich die Genehmigung erteilt, 24 Reihen-

houser# 4 Liehr familienhäus er und den Garagenblock im Sinne der Aup-

vechelungepl:ne vom Juni 1971» Plan-Sir. 141 E» 143 E» 144 E» 145 E

u dí146 E, verfaßt von Architekt Dipl, Ing »Hermine Eisenmenger# Ilin-

terbrühl, auszuführen . Die Lago des gesamten Bauvorhabens, das auf

den Liegenschaften EZZ 902# 1158 und 1159 der Kat .Gem,Hinterbrühl

errichtet werden soll, wird durch die Planänderung nicht berührt.

Begründung?

Eine Begründung kann gemäß § 58 (2) AVG 1950 entfallen, da dem An-

trag des Bauwerbers vollinhaltlich Rechnung getragen wurde.

Rechtsmittelbelehrung ?

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb von zwei Wochen, vom Tage der

Zustellung an gerechnet, Berufung eingelegt werden* Eine allfällige

Berufung hat den angefochtenen Bescheid genau zu bezeichnen und ist

eingehend zu begründen. Berufungen können schriftlich oder telegra­

fisch eingebracht werden und sind an den Gemeinderat von Hinterbrühl

su richten.

Ergeht an
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Marktgemeinde Hinterbrühl
Polit. Bezirk Mödling
Bundesland Niederösterreich
ÂZ. ì BP 39/71
Betr . : Baubehördliche Bewilligung.

am 22« Juni 1971

BESCHEID

I.
Der Bürgermeister als Baubehörde I. Instanz erteilt Ihnen über Ihr An­suchen vom 9· Juni 1971 und auf Grund des Ergebnisses der Bauverhand­lung vom 17. Juni 1971 gemäß § 92, Abs.1, Ziffer 1, der Bauordnung fürNiederösterreich die

Bewilligung
IWm Neubau von 24- Reihenhäusern, vier Mehrfamilienhäusern, 40 unter­irdischen Autogaragen und 40 Autoabstellplätzen sowie zur ErrichtungOron Schmutzwasser- und Regenwasserhauskanalen für die gesamte Anlage

auf den den Grundstücken in Hinterbrühl, Waldgasse, gegenüber denHäusern Nr. 17 und 19, Parzellen Nr. 840/1 , 843/1 , 843/4, 843/5, 843/6,843/7, 843/8, 843/9, 843/10, 843/11, 843/1 2 > 843/13, 843/14, 843/16,880/2, 880/3, 880/4, 880/5, 880/6 , 880/7 , 880/8 , 880/9 und 880/10, jeEZ. 902; weiters auf den Parzelieh Nr/ 843/15 und 913/3, je BZ. 1159,und auf Parzelle Nr. 843/3, EZ. 1158, alle Kat.Gem.Hinterbrühl.
Das Protokoll über die Bauverhandlung liegt in Abschrift bei und bildeteinen wesentlichen Bestandteil dieses Bescheides. Die Ausführung desVorhabens hat nach Maßgabe der Sachverhaltsdarstellung, der Baubeschrei­bung und der mit der Bezugsklausel versehenen Planunterlagen zu er­folgen. Die in der Niederschrift angeführten Auflagen sind einzuhalten.

Э II.

JO Verfahrenskosten ist ein Betrag von S 23. 208 ? 30 binnen acht Tagen‘'nach Rechtskraft dieses Bescheides mit beiliegendem Erlagschein zuentrichten. Щ
III.

Der Anrainer, die Allgemeine VersicherungsAG ”Der Anker”, wird mitseinen privatrechtlichen Einwendungen-, die vorgesehene fünfgeschoßigeVerbauung (Mehrfamilienhäuser) wäre unzulässig, weil es sich beim Be­sitz der VersicherungsAG um angeschütteten Grund handelt, gemäß § 99Absatz 4 der NÖ Bauordnung auf den Zivilrechtsweg verwiesen.

Begründung
Zu ì. Das Bauvorhaben steht mit dem Flächenwidmungsplan und mit dem
Gemeinderatsbeschluß vom 22. Dezember 1970, Punkt 7 der TO. in Ein­
klang und konnte im Hinblick auf das Ergebnis der Bauverhandlung unter
Vorschreibung jener Auflagen, welche zur Wahrung der von der Baubehörde
zu vertretenden Interessen erforderlich sind, erteilt werden.

Bitte wenden !
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Zu II . Die Verfahrenskosten wurden wie folgt errechnet: V
А. VERWALTUNGSABGABE gemäß Tarif post B/V/26 der n.ö. Gemeindeverwaltungs­

abgabenverordnung bei einer neuen Geschoßfläche von
a) 12 in sich abgeschlossenen Reihenhäusern (Zweispänner)

12 x 268,12 m2 = 3.217,44 m2
b) 4 in sich abgeschlossenen Mehrfamilienhäusern

4 x 1.756,44 m2 = 7.025,76 m2
c) Sauna mit Bad = 229,50 m2
d) Garagenblock = 715,95 m2
somit insgesamt 11.188,65 m2 à S 2. — S 22.378. —

B. KOMMISS IONS GEBÜHREN auf Grund der Teilnahme von vier Amtsorganen und
einer Verhandlungs dauer von drei halben Stunden gemäß der n.ö. Gemein­
dekommissionsgebührenverordnung i v S 480. —

0. DARAUS LA GEN , welche gemäß § 76 AVG 1950 zu ersetzen sind, für den
Bausachverständigen S 350. —
als Buchungsgebührersatz ..... S — .30

zu III. Da über die privatrechtlichen Einwendungen kein gütlicher Aus-
gleich zustande kam, war deren Austragung dem Rechtsweg vorzubehalten.
Das fünfgeschoßige Bauvorhaben ragt lediglich mit eineinhalb Geschoßen €
über das der VersicherungsAG ”Der Anker” gehörige, bergseitig gelegene
Grundstück. Da in Hinterbrühl , generell eine zweigeschoßige Verbauung
zulässig ist und außerdem für den. speziellen Ball ein Gemeinderatsbe­
schluß vorliegt, konnte seitens der Baubehörde kein Widerspruch zur
Bauordnung bzw. zu den Verbauungsvorschriften für Hinterbrühl festge­
stellt werden. Auch der Einwand des Vertreters der VersicherungsAG, es
handle sich beim Grundstück seiner Gesellschaft um angeschüttetes Ma­
terial, das bei einer Bauführung eventuell beseitigt werden muß und so­
dann die Mehrfamilienhäuser des Herrn Dir. Schubert mehr als derzeit
vorgesehen die "Anker” -Liegens chaft überragen werden, konnte nicht in
Erwägung gezogen werden, weil die Baubehörde nur von den zur Zeit der
Bauverhandlung festgestellten Gegebenheiten ausgehen kann.

Rechtsmittelbelehrung
Gegen die Punkte ì und III dieses Bescheides kann innerhalb von zwei Л
Wochen, gegen Punkt II innerhalb eines Monats ab Zustellung schriftlick
oder telegrafisch bei der Marktgemeinde Hinterbrühl Berufung eingelegt
werden. Eine allfällige Berufung hat den angefochtenen Bescheid genau
zu bezeichnen und ist eingehend zu begründen.

Der Bürgermeister :

Beilagen für den Bauwerber:
1 weitere Bescheidausfertigung;
6 Einreichpläne, 2fa.ch; ț
1 Baubeschreibung, 2fach.
1 Erlagschein.

Eine Ausfertigung des Bewilligungsbescheides und eine Parie der Unter­
lagen sind dem Bauleiter vor Baubeginn nachweislich auszufolgen!
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ARCHITEKT DJPŁ.-IN6. HERMINE EISENMENGER

STAATL. BEFUGT. U. BEEID. ZIViLTÊCHNIKES

W 2371 HINTERBRÜHL, TEL. 02236 /0259

lerbrühi
■ Hinterbrühl, 15· Juni 1971

Betrifft: Einreichung über die Errichtung von Mehrfamilien- und

Reihenhäusern in 2371 Hinterbrühl, Waldgasse auf den

Grundstücken Nr. 880/2 - 880/10, 840/1,843/1, 843/2 -

843/15 und 913/3.

Besitzer:

Bebaute Fläche 3.623 m2

Umbauter Raum: 32.133 m3

BAUBESCHREIBUNG

1 . Allgemeines

Auf obengenannten Grundstücken sollen 4 Mehrfamilienhäuser mit

je 14 Wohnungen pro Gebäude und 24 Reihenhäuser errichtet werden,

ferner sollen je 40 Garagen und 40 Abstellplätze geschaffen wer­

den (pro Wohnung 1 Garage bzw. 1 Abstellplatz).

Auf dem unmittelbar unterhalb des auf gelassenen Steinbruch liegen­

den Grundstück sollen 4 fünfgeschoßige Wohnblöcke Aufstellung fin­

den und zwar so, daß man unter Ausnützung der Hanglage ein Garten­

geschoß gewinnt und daß für den nordseitigen Nachbarn dadurch, daß

sein Grund durch eine ca. 7,50 mì hohe Stützmauer begrenzt wird,

nunmehr 2 Geschoße sichtbar werden.

Je 2 Wohnblöcke werden aneinander gebaut und durch einen ebener­

digen bzw. teilweise unter Terrain liegenden Trakt verbunden. Die­

ser enthält im Kellerteil (Hanglage!) Heizung und als Schutzraum

ausbaubare zentrale Waschküche, sowie im Gartenteil zwei Saunen

und einen Rekreationsraum mit Schwimmbecken. Das Grundstück an

der Waldgasse soll in 3 Reihen mit je 8 zweigeschoßigen Reihen­

häusern bebaut werden und so den Anschluß an die zweigeschoßige

Bebauung der Umgebung herstellen.

Die gesamte Anlage wird durch zwei Zufahrtsstraßen aufgeschlossen,

die parallel zueinander laufen und einen Höhenunterschied von ca.
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2,80 ml aufweisen. Zwischen den Straßen befindet sieh unter Aus­

nützung dieser Höhendifferenz einerseits die Garagenreihe (im tie­

feren Teil), andererseits die Abstellplatzreihe an der Stirnseite

dieser Reihe gegen die Waldgasse zu soll der erforderliche Trafo

Aufstellung finden.

Die untere Zufahrtsstraße soll in Zukunft an die projektierte .

Hochstraße angeschlossen werden und so die Grundstücke auch mit

der Hor tigs traße verbinden.

2. Beschreibung der Mehrfamilienhäuser

а) Grundriß: Leitgedanke war um die Naßgruppe als fixen Bestandteil

der Wohnung zu erstellen und die verbleibende Fläche als frei

zu gestaltenden Raum der Mieter zur Verfügung zu stellen. Ei­

nige Varianten zur Grundrißgestaltung wurden auf gezeichnet.

Vor jeder Wohnung befindet sich eine Terrasse bzw. Loggia, im

Gartengeschoß wird ein kleiner grüner Raum mit Hilfe von Mauern

und Brausen als Sichtschütz entstehen.

b) Kons trukti on : Schotenbauweise, Scho tenabs tand 8 00 m'1 , tragen­

des Mauerwerk Leca-Hohlblocksteine ausbetoniert, Zwischenwände

Dünnwandsteine Type Leca-Hohl, Be- und Entlüftungen Asbest-

zementrohre, Notkamine, Sammelschornstein, Kanalisation (Abfall­

rohre ) Gußrohre .

c) Heizung: Ölbefeuerte Warmwasserzentralheizung mit zentraler л

Warmwasserbereitung, Zuleitung zu den Verbrauchern durch einen

Heizkanal. Der Öltankraum befindet sieh außerhalb der Anlage

in der Erde versenkt.

d) Ausstattung: Außentüren und Fenster erhalten Thermopanever-

glasung und wo erforderlich Außenjalousien, Innentüren Stahl­

zargen mit Holztürblättern, Wände einfarbig bemalt ebenso Decke,

Fußböden Spannteppiche bzw. in den Naßräumen PVC Belag. Bade­

zimmer und Küchenarbeitsfläche verfliest. Küche und Bad teil­

weise eingerichtet. Alle erforderlichen Stecker, Schalter und

Lichtauslässe .
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2,80 mì aufweisen. Zwischen den Straßen befindet sich unter Aus­
nützung dieser Höhendifferenz einerseits die Garagenreihe (im tie­
feren Teil), andererseits die Abstellplatzreihe an der Stirnseite
dieser Reihe gegen die Waldgasse zu soll der erforderliche Trafo
Aufstellung finden.

Die untere Zufahrtsstraße soll in Zukunft an die projektierte ..
Hochstraße angeschlossen werden und so die Grundstücke auch mit
der Hortigstraße verbinden.

2. Beschreibung der Mehrfamilienhäuser

a) Grundriß: Leitgedanke war um die Naßgruppe als fixen Bestandteil
der Wohnung zu erstellen und die verbleibende Fläche als frei
zu gestaltenden Raum der Mieter zur Verfügung zu stellen. Ei­
nige Varianten zur Grundrißgestaltung wurden aufgezeichnet.
Vor jeder Wohnung befindet sich eine Terrasse bzw. Loggia, im
Gartengeschoß wird ein kleiner grüner Raum mit Hilfe von Mauern
und Brausen als Sieht schütz entstehen.

b) Kons trukti on : Schotenbauweise, Schotenabstand 8,00 mì, tragen­
des Mauerwerk Leca-Hohlblocks teine ausbetoniert, Zwischenwände
Dünnwandsteine Type Leca-Hohl, Be- und Entlüftungen Asbest­
zementrohre, Notkamine, Sammelschornstein, Kanalisation (Abfall­
rohre) Gußrohre.

°) Heizung? Ölbefeuerte Warmwasserzentralheizung mit zentraler
Warmwasserbereitung, Zuleitung zu den Verbrauchern durch einen
Heizkanal. Der Öltankraum befindet sieh außerhalb der Anlage
in der Erde versenkt.

d) Ausstattung: Außentüren und Fenster erhalten Thermopanever-
glasung und wo erforderlich Außenjalousien, Innentüren Stahl­
zargen mit Holztürblättern, Wände einfärbig bemalt ebenso Decke,
Fußböden Spannteppiche bzw. in den Naßräumen PVC Belag. Bade­
zimmer und Küchenarbei tsfläehe verfliest. Küche und Bad teil­
weise eingerichtet. Alle erforderlichen Stecker, Schalter und
Lichtauslässe .
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ARCHITEKT DIPL.-ING. HERMINE EISENMENGER

ÍÄ STAATL BEFUGT. U. BEEID. ZIViLTECHNIKES

W 2371 HINTERBRÜHL, TEL. 02236/ 6239

Hinterbrühl, 15. Juni 1971

Betrifft ì Einreichung über die Errichtung von Mehrfamilien- und
Reihenhäusern in 2371 Hinterbrühl, Waldgasse auf den
Grundstücken Nr. 880/2 - 880/10, 840/1,843/1, 843/2 -

843/15 und 913/З

Besitzer:

Bebaute Fläche: 3*623 m2

Umbauter Raum: 32.133 m3

BAUBESCHREIBUNG

1 . Allgeme ine s

Auf obengenannten Grundstücken sollen 4 Mehrfamilienhäuser mit
je 14 Wohnungen pro Gebäude und 24 Reihenhäuser errichtet werden,
ferner sollen je 40 Garagen und 40 Abstellplätze geschaffen wer­

den (pro Wohnung 1 Garage bzw. 1 Abstellplatz).

Auf dem "unmittelbar unterhalb des aufgelassenen Steinbruch liegen­

den Grundstück sollen 4 fünf geschoßige Wohnblöcke Aufstellung fin­

den und zwar so, daß man unter Ausnützung der Hanglage ein Garten­

geschoß gewinnt und daß für den nordseitigen Nachbarn dadurch, daß

sein Grund durch eine ca. 7,50 mì hohe Stützmauer begrenzt wird,

nunmehr 2 Geschoße sichtbar werden.

Je 2 Wohnblöcke werden aneinander gebaut und durch einen ebener­

digen bzw. teilweise unter Terrain liegenden Trakt verbunden. Die­

ser enthält im Kellerteil (Hanglage!) Heizung und als Schutzraum

ausbaubare zentrale Waschküche, sowie im Gartenteil zwei Saunen

und einen Rekreationsraum mit Schwimmbecken. Das Grundstück an
der Waldgasse soll in 3 Reihen mit je 8 zweigeschoßigen Reihen­

häusern bebaut werden und so den Anschluß an die zweigeschoßige

Bebauung der Umgebung herstellen.

Die gesamte Anlage wird durch zwei Zufahrtsstraßen aufgeschlossen,

die parallel zueinander laufen und einen Höhenunterschied von ca.
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2,80 ml aufweisen. Zwischen den Straßen befindet sich unter Aus­

nützung dieser Höhendifferenz einerseits die Garagenreihe (im tie­

feren Teil), andererseits die Abstellplatzreihe an der Stirnseite

dieser Reihe gegen die Waldgasse zu soll der erforderliche Trafo

Aufstellung finden.

Die untere Zufahrtsstraße soll in Zukunft an die projektierte

Hochstraße angeschlossen werden und so die Grundstücke auch mi ț

der Hortigstraße verbinden.

2 . Beschreibung der Mehrfamilienhäuser

a) Grundriß: Leitgedanke war um die Naßgruppe als fixen Bestandteil

der Wohnung zu erstellen und die verbleibende Fläche als frei

zu gestaltenden Raum der Mieter zur Verfügung zu stellen. Ei­

nige Varianten zur Grundrißgest al tung wurden aufgezeichnet.

Vor jeder Wohnung befindet sich eine Terrasse bzw. Loggia, im

Gartengeschoß wird ein kleiner grüner Raum mit Hilfe von Mauern

und Brausen als Sichtschutz entstehen.

b) Kons trukti on : Schotenbauweise, Schotenabstand 8,00 mì, tragen­

des Mauerwerk Leca-Hohlblocksteine ausbetoniert, Zwischenwände

Dünnwands teine Type Leca-Hohl, Be- und Entlüftungen Asbest­

zementrohre, Notkamine, Sammele ohorns tein, Kanalisation (Abfall­

rohre ) Gußrohre .

e) Heizung: Ölbefeuerte Warmwasserzentralheizung mit zentraler

Warmwasserbereitung, Zuleitung zu den Verbrauchern durch einen

Heizkanal. Der Öltankraum befindet sieh außerhalb der Anlage

in der Erde versenkt.

d) Ausstattung: Außentüren und Fenster erhalten ThermopaneVer­

glasung und wo erforderlich Außenjalousien, Innentüren Stahl­

zargen mit Holztürblättern, Wände einfärbig bemalt ebenso Decke,

Fußböden Spannteppiche bzw. in den Naßräumen PVC Belag. Bade­

zimmer und Küchenarbeitsfläche verfliest. Küche und Bad teil­

weise eingerichtet. Alle erforderlichen Stecker, Schalter und

Lichtauslässe.
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З» Beschreibung der Reihenhäuser

а) Grundri ß ; Hauptgedanke war im Erdgeschoß von Süden nach Norden

ein durchgehendes Wohnzimmer zu schaffen, das entweder durch

eine Wendeltreppe oder durch eine gerade Stiege in Eßplatz und

Wohnplatz unterteilt wird. Außerdem befinden sieh im Erdge­

schoß ein WC und die Küche sowie eine Loggia, die auf einen

wie beim Gartengeschoß der Mehrfamilienhäuser gestalteten

grünen Raum führt. Im ©bergesehoß finden Bad mit WC, sowie

3 Schlafzimmer Platz. Jedes Reihenhaus besitzt außerdem im

Keller einen Schutzraum.

b) Konstruktion: Schotenbauweise , Sehotenabs tand 6,50 mì , tragen­

des Mauerwerk Leca-Hohlblocksteine , Zwischenwände Dünnwand­

steine aus Leca-Hohl, Entlüftungen und Notkamin Leca-Kamin,

Abfallrohre WC Gußeisen.

с) Heizung: Warmwasserzentralheizung mit zentraler Warmwasserbe­

reitung, gasbefeuert im Keller jedes einzelnen Reihenhauses.

d) Ausstattung: wie bei den Mehrfamilienwohnhäusern jedoch im

Wohnzimmer Klebeparkett.

Aufstellung der Gesamtfläche zur Wohnfläche.

Gesamtgrundstücksfläche 21.300 m2

Bebaute Fläche 3*623 m2

verbleibt als Gesamtfläche 17*677 m2

Wohnfläche 7*576 m2

d.h. das Verhältnis der Gesamtfläche zur Wohnfläche verhält sich

wie 1 : 2,33, womit die in der Hinterbrühl gültigen Bebauungs­

vorsehriften erfüllt sind.
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PROTOKOLL 
WOHNUNGSEIGENTÜMERVERSAMMLUNG 2025 
 

Liegenschaft: 2371 Hinterbrühl, Waldgasse 20-22 
Versammlungsort: Gemeindeamt Hinterbrühl, 2371 Hinterbrühl, Hauptstraße 29a 
Termin: Mittwoch, 14. Mai 2025, 17:00 Uhr 
 
Die ordentliche Wohnungseigentümer-Versammlung wurde gemäß den Bestimmungen des Wohnungseigentumsgesetzes 2002  
(BGBI.I Nr.70/2002 insb. § 25) mit Schreiben an alle Wohnungseigentümer ordnungsgemäß angekündigt. 
 

Anwesend waren: 
Top Wohnungseigentümer vertreten durch / Anmerkungen Nutzwerte 
A05-05 855 
A06-06 1197 
A08-08 914 
A09-09 1197 
A10-10 1066 
A11-11 775 
A12-12 1010 
A13-13 1292 
A14-14 1291 
B02-16 877 
B03-17 877 
B04-18 1194 
B05-19 914 
B07-21 1194 
B08-22 855 
B09-23 1197 
B10-24 1066 
B11-25 716 
B12-26 1069 
C04-32 1194 
C06-34 1197 
C07-35 1194 
C08-36 855 
C12-40 1069 
D01-43 876 
D03-45 877 
D07-49 1194 
D08-50 914 
D12-54 1069 
RH 1 1631 
RH 4 1475 
RH 11 1450 

RH 13 1509 

RH 21 1509 
G21 59 

  Anwesenheit (Anteile von gesamt 93.478) = 40,25% 37628 
 

Seitens Immobilienverwaltung Pretsch waren anwesend: 
• Prokurist Mag. Thomas Gutmann 
• Ing. Wolfgang Pater 
• Ibraim Qerimi 

 
Seitens Firma Sonnenschmiede online anwesend: Herr Thomas Auer MSc  
(17:30 bis 18:45 Uhr) 

Justiz
AS-Paginierung-NameSeite



2371 Hinterbrühl, Waldgasse 20-22   Seite 2/10 

BESPRECHUNGSINHALT UND -ERGEBNISSE: 
 
I) BEGRÜSSUNG UND ALLGEMEINES   

Herr Mag. Thomas Gutmann begrüßt die anwesenden Eigentümer bzw. deren Vertreter zur 
Eigentümerversammlung und stellt das Team der PRETSCH Immobilientreuhand GmbH vor. Von Seiten 
der Hausverwaltung sind neben Prokurist Herrn Mag. Thomas Gutmann noch Techniker Herr Ing. 
Wolfgang Pater, sowie Sachbearbeiter Herr Ibraim Qerimi anwesend. 

Als Gast ist Herr Thomas Auer MSc (Geschäftsführer der Firma Sonnenschmiede) der Einladung der 
Verwaltung gefolgt und steht im Rahmen der Eigentümerversammlung via Online-Bild- und Tonverbindung 
zur Verfügung Fragen der Eigentümer hinsichtlich Betrieb der auf dem Dach des Mehrparteienhauses neu 
errichteten Photovoltaikanlage sowie den definierten Energiepreis zu beantworten. 

Eingangs wird die Wichtigkeit der Eigentümerversammlung für die ordentliche Liegenschaftsverwaltung 
betont, weil so wichtige Themen - das gemeinsame Eigentum betreffend - unter den Eigentümern direkt 
besprochen werden können. Daher ist die Teilnahme der Eigentümer an der Eigentümerversammlung von 
wichtiger Bedeutung. Es wird betont, dass Inhalt und Ergebnisse von Eigentümerversammlungen 
Grundlage für das Tun der Verwaltung sind bzw. sein können.  

Bei der diesjährigen achten, von der Verwaltung seit Verwaltungsstart im Jahr 2016 einberufenen 
Eigentümerversammlung ist persönliche Anwesenheit oder Vertretung von Eigentümern zu 40,25% nach 
Nutzwerten gemessen zu verzeichnen. Abgesehen von der ersten von Hausverwaltung Pretsch initiierten 
Eigentümerversammlung im Jahr 2016 war bei allein anderen bisherigen Eigentümerversammlungen leider 
keine Eigentümermehrheit anwesend oder vertreten. Nur bei der ersten Eigentümerversammlung am 
20. Jänner 2016 war mehrheitliche Teilnahme von 56,8% der Eigentümer gegeben.  

 
Angesichts nicht mehrheitlicher Anwesenheit von Eigentümern wird über die Möglichkeit der 
Bevollmächtigung von Vertretern für Teilnahme an der Versammlung und Ausübung des Stimmrechts bei 
Beschlussfassungen allgemein informiert. Ebenso kann ein Eigentümer das Stimmrecht für einen anderen 
Eigentümer auch ohne vorhergehende Vollmachtserteilung ausüben, wenn die entsprechende Vollmacht 
innerhalb von 14 Tagen nachgebracht wird.  
 
Bei allen von der Verwaltung einberufenen Versammlungen war die Immobilienverwaltung PRETSCH stets 
mit mehrköpfigem Team vertreten. Alle Versammlungen wurden bisher von Geschäftsführer Herrn Mag. 
Gutmann unter Teilnahme von Techniker Herrn Ing. Pater moderiert.  
 
 
Es wird allgemein informiert, dass bestimmte Maßnahmen durch mehrheitliche Zustimmung der 
Eigentümergemeinschaft beschlossen werden können und müssen, während für gewisse andere 
Angelegenheiten alle Eigentümer Ihre Zustimmung geben müssen und andererseits zahlreiche Aufgaben 
von der Verwaltung erledigt werden dürfen und müssen, ohne dass es dafür einer ausdrücklichen 
Zustimmung der Eigentümergemeinschaft bedarf. 
 
In diesem Zusammenhang gegen Vorverwaltung Handschur gerichtete Weisung der 
Eigentümergemeinschaft wurde auf Verwaltung Pretsch übertragen und bedingt, dass gewisse 
Angelegenheiten, welche wohnungseigentumsrechtlich durchaus von der Verwaltung ohne 
ausdrückliche Zustimmung der Eigentümermehrheit erledigt werden könnten, der Zustimmung der 
Eigentümermehrheit oder der Befassung des Beirates unterworfen werden müssen. 
 
Die Verwaltung richtet sich in der Regel nach rechtskräftigen Entscheidungen der erforderlichen 
Eigentümermehrheit gemäß geltenden wohnungseigentumsrechtlichen Regelungen. 
 
Kurze Zeit vor der gegenständlichen Eigentümerversammlung wurde die Verwaltung von 
Wohnungseigentümerin per E-Mail über eine kürzlich abgehaltene, eigentümerseitig 
selbst einberufene Eigentümerversammlung informiert. Welche Eigentümer dazu eingeladen bzw. 
daran teilgenommen haben ist der Verwaltung nicht bekannt. Die Verwaltung kann im Rahmen dieser 
Versammlung mitunter getroffene Entscheidungen nur insoweit in die Tat umsetzen, als diese durch die 
Handlungsberechtigung der Verwaltung gedeckt wären. Andernfalls wären eigentümerseitig geäußerte 
Anliegen nur realisierbar, wenn diese durch geeignete Beschlüsse bestätigt würden. Die Verwaltung erklärt 
grundsätzliche Bereitschaft bei der ordentlichen Beschlussfassung zu unterstützen. 
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Gemäß Novelle zum Wohnungseigentumsgesetz seit Juli 2022 geltende Beschlussfassungsmodalitäten 
werden in Erinnerung gerufen. Demnach können mindestens zwei Drittel der an der Versammlung 
teilnehmenden Eigentümer (bzw. bei einer schriftlichen Beschlussfassung abgegebene Stimmen) 
wesentliche Entscheidungen treffen, wenn diese zwei Drittel zumindest ein Drittel aller Miteigentumsanteile 
betragen. Wichtige Voraussetzung für eine Beschlussfassung im Rahmen einer Eigentümerversammlung 
ist zudem, dass der Beschlussgegenstand auf der Tagesordnung angekündigt ist.  

Über nicht auf der Tagesordnung zur Eigentümerversammlung vorgesehene, beschlussfähige und 
beschlusspflichtige Angelegenheiten kann im Rahmen der Eigentümerversammlung zwar diskutiert, aber 
mitunter keine Entscheidung getroffen werden. Es wird daher empfohlen zu diskutieren gewünschte 
Themen zumindest 3 Wochen vor der Versammlung der Verwaltung zur Kenntnis zu bringen. 

Eigentümer sind grundsätzlich berechtigt Anträge an die Eigentümergemeinschaft zu richten. Die 
Verwaltung versucht gegebenenfalls, soweit nötig, bei der Entscheidungsfindung innerhalb der 
Eigentümergemeinschaft zu unterstützen, gewünschte Themen auf die Tagesordnung zu setzen und 
Anträge im Rahmen der Eigentümerversammlung zur Diskussion und Entscheidung anzubieten. 
Idealerweise sind eigentümerseitig gestellte Anträge mittels geeigneter Unterlagen (etwa Skizzen, 
Pläne, Datenblätter, Kostenvoranschläge) bzw. treffender Argumente von den Antragstellern zu 
beschreiben. Es ist nicht Aufgabe der Hausverwaltung geäußerte Wünsche hinsichtlich 
Änderungen und Verbesserungen zu definieren bzw. zu planen und entsprechende Kosten zu 
erheben. 

Im Falle ausreichend mehrheitlicher Zustimmungen könnten getroffene Entscheidungen nach Einhaltung 
einzuhaltenden Rechtsmittelfrist von der Verwaltung realisiert werden. 

Die Verwaltung ist mit der Liegenschaft praktisch gut vertraut. Mitarbeiter der Verwaltung, sind regelmäßig 
persönlich in der Liegenschaft vor Ort. So haben Mitarbeiter der Verwaltung und insbesondere Techniker 
Herr Ing. Wolfgang Pater die Liegenschaft im Zusammenhang mit unterschiedlichen Anforderungen 
anlassbezogen oder planmäßig im laufenden Jahr 2025 bereits sechs Mal, im letzten Jahr 2024 zwölf Mal, 
im Jahr 2023 acht Mal, im Jahr 2022 fünf Mal, im Jahr 2021 vierzehn Mal, im Jahr 2019 acht Mal, im Jahr 
2018 zweiundzwanzig Mal, im Jahr 2017 achtundvierzig Mal und im Jahr 2016 zweiundzwanzig Mal 
besucht. 
 
 

II) LIEGENSCHAFTSABRECHNUNG UND WOHNBEITRAGSVORSCHREIBUNG  
 
Die Jahresabrechnung 2024 ist zum Zeitpunkt der Eigentümerversammlung vollständig fertig; die 
Kurzfassung der Abrechnung wird an die Eigentümer in Papierform verteilt bzw. soweit eigentümerseitig 
dazu ermächtigt von der Verwaltung elektronisch (per E-Mail) übermittelt. Gesetzlich verpflichtend ist die 
Abrechnungslegung bis zum 30.Juni des Folgejahres. 
 
Die Langfassung der Abrechnung samt vollständiger Originalbelegsammlung steht allen Eigentümern 
zwecks Studium und Prüfung der Abrechnungsunterlagen zur Einsichtnahme zur Verfügung.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Hausverwaltung sehr bemüht ist stets sorgsamen, sparsamen und 
wirtschaftlichen Umgang mit dem ihr anvertrauten Vermögen zu pflegen. 

 
Im Rahmen der Eigentümerversammlung werden wichtige Inhalte und Ergebnisse der verschiedenen 
Abrechnungskreise den Anwesenden zur Kenntnis gebracht: 

 
• Betriebskosten Wasser 

 

Der Wasserverbrauch in der Liegenschaft kann von der Verwaltung durchschnittlich angemessen 
festgestellt werden. Gemäß Wiener Wasserwerke ist ein Wert von 150 Liter pro Person und Tag als normal 
zu beurteilen; in gegenständlicher (wenngleich nicht in Wien situierten) Liegenschaft ist der 
Wasserverbrauch im vergangenen Abrechnungszeitraum mit nur rund 137 Liter pro Bestandseinheit und 
Tag im Mehrparteienhaus feststellbar. 
Die Wasserverbräuche der Reihenhäuser variieren je nach Jahreszeit stark und schwanken zwischen 220 
Liter pro Bestandseinheit und Tag im Winter und 930 Liter pro Bestandseinheit und Tag im Sommer. Da 
diese jahreszeitlichen Unterschiede mit vermehrtem Gießen der Gärten erklärbar sind besteht aus Sicht 
der Verwaltung trotz erhöhter Verbrauchswerte im Sommer kein Grund die Dichtheit der Leitungen 
anzuzweifeln. 
 
Das folgende Diagramm zeigt die zeitliche Entwicklung des amtlichen Wasserzählers für die Reihenhäuser: 
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Die Kosten der Betriebskostenposition Wasser haben sich im Jahr 2024 im Vergleich zum Vorjahr um 
25,43% auf EUR 20.368,- erhöht. Vergleichsweise ähnlich hoher Wasserkostenaufwand war bisher nicht 
zu verzeichnen. Diese Entwicklung muss angesichts der konstant anhaltenden Verbrauchswerte dennoch 
nicht besorgniserregend eingestuft werden. 
 

 
• Betriebskosten Aufzug 

 

Der Betriebskostenaufwand für die 4 Aufzugsanlagen im Mehrparteienhaus liegt bei EUR 0,38 je m²-
Nutzfläche und Monat und ist damit angemessen zu beurteilen. Die Kostensteigerung im Vergleich zum 
Vorjahr um 7,81% ist angesichts allgemeiner Lohn- und Preissteigerungen ebenso angemessen 
einzustufen. 
 

• Heizkostenabrechnung 
 

Heiz- und Warmwasserkosten werden gemäß Heizkostenabrechnungsgesetz auf die einzelnen 
Wärmeabnehmer des Mehrparteienhauses und das Freizeitzentrum aufgeteilt. Unter „Sonstige Kosten des 
Betriebes“ sind auch Reparaturkosten an der Heizanlage (inklusive Heizkörper) im Abrechnungskreis 
„Heizung“, also nicht nur Betriebskosten, enthalten. Solche Kosten werden im Verhältnis der beheizbaren 
Nutzflächen auf die Heizungsnutzer verteilt, damit auch die das Freizeitzentrum zu nutzen berechtigten 
Reihenhauseigentümer an der Erhaltung der Heizung angemessen beteiligt werden. Im Jahr 2024 ist die 
Kostenposition Betriebskosten Heizung um 13,18% auf EUR 82.891,87 im Vergleich zum Vorjahr 2023 
(EUR 95.473,44) gesunken.  
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Betriebskostenstatistik Wasser

I Objekt-ID Postleitzahl Ort Strasse Hausnummer Nutzfläche Anzahl Bestandseinheiten 1
[324 |2371 Hinterbrühl [Waldgasse 1 20-22 5309,00 m² 84,00 1

GJ BK-Wasser BK-Aufwand
je BE und Monat

BK-Aufwand
je m² und Monat

2016 € 11 771,71 € 11,68/ BE €0,18 /m ²

2017 € 14.141,02 € 14,03/ BE € 0,22 /m ²

2018 € 15.683,32 € 15,56 /BE € 0,25 /m ²

2019 € 13.769,46 € 13,66 /BE € 0,22 /m ²

2020 € 12.865,06 € 12,76 /BE € 0,20 /m ²

2021 € 13.594,14 € 13,49 /BE € 0,21 /m ²

2022 € 14.339,99 € 14,23 /BE € 0,23 /m ²

2023 € 16.238,00 € 16,11 /BE € 0,25 /m ²

2024 € 20.368,00 €20,21 / BE € 0,32 /m ²
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Wesentlicher Teil der Heizkosten und maßgeblich verantwortlich sind die Gasenergiekosten. Diese haben 
im Jahr 2024 mit EUR 57.702,27 rund 70% der gesamten Heizkosten betragen. Im Vergleich zum Vorjahr 
sind die Gasenergiekosten von EUR 63.524,53 um rund 9% gesunken. Auch wenn sich die Entwicklung 
des Gastarifs mittlerweile wieder entspannt hat sind weitere Änderungen der Energiekosten auch künftig 
nicht ausschließbar und bleiben abzuwarten. Der Abschluss eines neuen Gasliefervertrages steht 
jedenfalls knapp bevor. 
 
 

Die Heiz- und Warmwasserkosten stellen mit rund EUR 1,30 je m²-Nutzfläche und Monat auch im 
Vergleich zu allgemeinen Betriebskosten und Erhaltungsvorsorge (Reparaturrücklagendotierung) einen 
teuren Teil der gesamte Bewirtschaftungskosten dar. Der hohe Energiekostenaufwand führt im 
Abrechnungsjahr 2024 zu einem negativen Abrechnungsergebnis der Gesamteinnahmen und -ausgaben. 
Die Heizkostenbelastung je Bestandseinheit erfolgt individuell gemäß Heizkostenabrechnungsgesetz zum 
kleineren Teil im Verhältnis der beheizbaren Nutzflächen und zum größeren Teil im Verhältnis der 
Verbrauchswerte. 
 

• Reparaturrücklage Mehrparteienhaus 
 

Die Reparaturrücklage Mehrparteienhaus weist per 31.12.2024 ein Guthaben in der Höhe von 
EUR 269.714,11 auf und wird aktuell (seit vielen Jahren unverändert) mit EUR 6.419,31 monatlich dotiert. 
Die Reparaturrücklage dient der Erhaltung allgemeiner Teile des Mehrparteienhauses (wie Dach, 
Fassaden, Fenster, Ver- und Entsorgungsleitungen), sowie der Behebung ernster Schäden auch innerhalb 
von Bestandseinheiten. Die Reparaturrücklage kann aber auch für beschlossene Verbesserungen (wie die 
gemeinschaftliche Photovoltaikanlage zuletzt) Verwendung finden. 
 
Seit Juli 2018 sind vom laufenden Dotierungsbetrag EUR 3.489,91 monatlich für die Tilgung des 
aufgenommenen, gemeinschaftlichen Darlehens im Zusammenhang mit der Sanierung der Balkongeländer 
und der dafür vorgenommenen Darlehensfinanzierung bis zum Jahr 2028 zweckgebunden. Als 
verbleibende laufende Dotierung der Reparaturrücklage verbleiben demnach nur mehr EUR 2.929,39 
monatlich für die Erhaltung des Mehrparteienhauses. Seitens der Verwaltung wird darauf hingewiesen, 
dass die gegenständliche laufende Dotierung der Reparaturrücklage erfahrungsgemäß eigentlich zu gering 
einzustufen ist um den betroffenen Liegenschaftsteil „Mehrparteienhaus“ ordentlich und nachhaltig zu 
erhalten, geschweige denn zu verbessern.  

 
• Reparaturrücklage Reihenhäuser 

 

Die Erhaltungspflicht für Reihenhäuser obliegt gemäß geltendem Wohnungseigentumsvertrag den 
jeweiligen Reihenhauseigentümern selbst. Die Eigentümergemeinschaft ist abgesehen von eventuellen 
Vergütungen aus Versicherungsfällen grundsätzlich nicht zur Erhaltung der Reihenhäuser verpflichtet.  
Trotzdem wird eine „Reparaturrücklage-Reihenhäuser“ buchhalterisch verwaltet. 
Die „Reparaturrücklage Reihenhäuser“ ist per 31.12.2024 mit EUR 0,- überhaupt nicht dotiert. 

 
 
  

Betriebskostenstatistik Heizung

I Objekt e Postleitzahl Ort Strasse Hausnummer Nutzfläche Anzahl Bestandseinheiten І

|324 |2371 I Hinterbrühl Waldg asse 20-22 5300.00 m= 84.00 1

GJ BK-Aufwand BK-Aufwand
je BE und Monat

BK-Aufwand
je m* und Monat

2016 € 47.269.33 €46,89/ BE € 0.74 Im 3
2017 € 34 963,44 € 34,72 / BE € 0,55 /m 2

2018 €47.313,47 €46,94 / BE € 0,74 /m ²

2018 €56.262,55 € 55,85 / BE €0,88 /m 2
2020 € 35.962,56 €35,71 /BE € 0,56 /m ²

2021 €33.634,21 € 33,37 / BE € 0,53 /m ²
2022 € 50.224,69 € 58,75 / BE € 0.93 /m ²

2023 € 95.473,44 € 94,72 / BE € 1 .50 /m ²

2024 € 82.801,87 € 82,23 / BE € 1.30 /m ²
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• Reparaturrücklage Garage 
 

Die „Reparaturrücklage Garage“ ist mit EUR 2.315,85 dotiert. Für die Senkung des 
Reparaturrücklagenstandes sind die aktuell laufenden Maßnahmen an der E-Installation verantwortlich.  
 

• Aushaftende Wohnbeiträge 
 

Seitens der Verwaltung wird darüber informiert, dass nicht alle Wohnungseigentümer ihren 
Zahlungsverpflichtungen ordentlich und regelmäßig nachkommen. Die Verwaltung ist 
wohnungseigentumsgesetzlich dazu verpflichtet, aushaftende Wohnbeiträge namens der 
Eigentümergemeinschaft einbringlich zu machen. 
 
 
 

III) INSTANDHALTUNG/REPARATUREN/VERBESSERUNG 
 
 

• Objektsicherheitsprüfung gemäß ÖNORM B1300 
 

Eine systematische Objektsicherheitsprüfung gemäß ÖNORM B1300 hat die wichtige Bedeutung, dass 
mitunter gefährliche Liegenschaftsteile erkannt und Lösungsmöglichkeiten gesucht und veranlasst werden 
können, um das bestehende Haftungsrisiko der Wohnungseigentumsgemeinschaft möglichst zu 
minimieren. 
 
Herr Mag. Gutmann hält fest, dass die technische Begutachtung der Hausverwaltung nicht die 
Qualität einer objektiven Gebäudesicherheitsprüfung gemäß ÖNORM B1300 hat, weil im Rahmen 
einer Befundaufnahme durch einen unabhängigen technischen Sachverständigen nicht nur Mängel, 
sondern auch alle Gebäudeteile, die zum Zeitpunkt der Befundaufnahme in Ordnung sind, fachlich 
aufgenommen und dokumentiert werden. Dadurch kann idealerweise im Falle eines 
Personenschadens erfolgreich gegenüber einem Geschädigten oder dem zuständigen Gericht 
nachgewiesen werden, dass zum Zeitpunkt der letzten Befundaufnahme keine Mängel bestanden 
haben und sich die Eigentümer ausreichend gut um die Sicherheit des Gebäudes bemüht haben. 
 
Es wird festgehalten, dass die Anwendung der ÖNORM B1300 zwar derzeit gesetzlich nicht verpflichtend 
ist, die regelmäßige Überprüfung der Liegenschaft auf Gebäudesicherheit durch einen externen 
Sachverständigen aber trotzdem von der Verwaltung dringend empfohlen wird. Das Vorliegen eines 
Prüfberichtes gemäß ÖNORM B1300 zeigt, dass sich die Eigentümer mit möglichen Mängeln, wie 
Stolpergefahren oder haftungsgefährlichen Fassadenschäden beschäftigt haben. Es ist anzunehmen, dass 
ein Gericht im Falle eines mit einem Mangel in Zusammenhang stehenden Sach- oder Personenschadens 
einen gültigen Prüfbefund gemäß ÖNORM B1300 als entsprechenden „Freibeweis“ berücksichtigen würde. 
 
Herr Mag. Gutmann informiert, dass sich die Verwaltung zeitnah um die Beauftragung einer 
Gebäudesicherheitsprüfung gemäß ÖNORM B1300 kümmern wird. Die anwesenden Eigentümer 
zeigen grundsätzliches Verständnis für diese Maßnahme. Vorläufig liegt noch kein 
Kostenvoranschlag für die Gebäudesicherheitsprüfung der Liegenschaft vor. 
 

• Erhaltung allgemeiner Teile und Behebung ernster Schäden –  
Rechte und Pflichten der Eigentümergemeinschaft, einzelner Eigentümer und der Verwaltung 

 

Allgemein ist eine Wohnungseigentümergemeinschaft wohnungseigentumsrechtlich für die Erhaltung 
allgemeiner Teile und für die Behebung ernster Schäden (substanzgefährdende Schäden), nicht 
allerdings für rein gesundheitsgefährdende Schäden (etwa Schimmel innerhalb von Wohnungen aufgrund 
schlechter Lüftung) zuständig. Wenn Mängel innerhalb von Bestandseinheiten (samt Schimmel) mit einem 
ernsten Schaden des Hauses im Zusammenhang stehen ist Zuständigkeit der Eigentümergemeinschaft für 
die Behebung der Mangelursache und die Folgeschadenbehebung (unabhängig von etwaiger 
Versicherungsdeckung) gegeben. 
 
Die Verwaltung erfüllt im Rahmen ihrer Verwaltungstätigkeit und insbesondere im Rahmen von 
Eigentümerversammlungen ihre Verpflichtung die Wohnungseigentümer über Mängel an allgemeinen 
Teilen der Liegenschaft, sowie damit zusammenhängende Risiken und Gefahren zu informieren. Erkannte 
Mängel an allgemeinen Teilen müssen grundsätzlich jedenfalls der ordentlichen Erledigung zugeführt 
werden, wobei dies keiner wohnungseigentumsrechtlichen Entscheidung der Eigentümermehrheit bedarf. 
Insbesondere wenn Schäden Fälle von „Gefahr in Verzug“ mit Haftungspotential für die 
Eigentümergemeinschaft (und damit für die Verwaltung) im Zusammenhang mit von der Liegenschaft 
möglicherweise ausgehenden und nicht ausschließbaren Sach- und/oder Personenschäden darstellen, ist 
die Zustimmung der Eigentümermehrheit nicht erforderlich und MUSS der Verwalter handeln. 
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Die Verwaltung ist daher als rechtlicher Vertreter der Eigentümergemeinschaft verpflichtet 
auffallende Mängel an allgemeinen Teilen zu behandeln, diese idealerweise kurzfristig zu beheben 
oder zumindest notwendige Maßnahmen zur Abwehr von Gefahren und Haftungsansprüchen zu 
veranlassen. Gegebenenfalls kann die Wohnungseigentümergemeinschaft zwar nicht über die 
grundsätzliche Erledigung einer notwendigen oder dringenden Erhaltungsmaßnahme entscheiden, 
sehr wohl aber die Entscheidung bezüglich des ausführenden Dienstleisters oder der Art und 
Weise (insbesondere technisches System oder Methode) der Erledigung treffen. 
 
Die Eigentümer werden ersucht auffallende Probleme und Mängel möglichst rasch an die 
Verwaltung zu melden, damit geeignete Maßnahmen zügig veranlasst werden können. 
 

• Mängelbehebung – E-Installation Garagen 
 

Herr Ing. Pater informiert darüber, dass am 11. März 2025 eine Befundaufnahme hinsichtlich Mängel an 
den Elektroinstallationen in der Garage von seitens der Verwaltung beauftragtem Sachverständigen für 
Elektrotechnik, Herrn DI Franz Doskoczil wahrgenommen wurde. Das vorliegende 
Sachverständigengutachten wurde den Eigentümern bereits am 18. März 2025 elektronisch zur Verfügung 
gestellt. Inhalt und Ergebnisse der Befundaufnahme werden überblicksweise und teilweise detailliert 
erläutert. Die Verwaltung hat sich in weiterer Folge um die Einholung von Angeboten für die notwendige 
Mängelbehebung an der E-Installation bemüht. Diesbezüglich wurde von Herrn Ing. Pater ein 
Leistungskatalog definiert und den Elektrikern zwecks vergleichsbarer Anbotslegung übermittelt. Es liegen 
derzeit drei Kostenvoranschläge der Firma Wallner aus Altlengbach bzw. 1170 Wien, der Firma Zelenka 
aus der Hinterbrühl und der Firma Martin Nill aus 1230 Wien vor. Ein von genannter 
Elektriker aus Guntramsdorf konnte aus Kapazitätsgründen kein Angebot abgeben. Die der 
Sachverständigenbeurteilung entsprechenden Kosten belaufen sich ohne Preisverhandlung auf rund EUR 
6.600,- netto. Die Verwaltung wird nach Preisverhandlung den Bestbieter beauftragen und die 
Eigentümer diesbezüglich informieren. Eine Beschlussfassung gemäß Wohnungseigentumsgesetz 
erscheint ungeachtet der bestehenden Weisung selbst bei Überschreitung der definierten 
Wertgrenze hierfür nicht erforderlich. Vielmehr ist die Verwaltung zur Veranlassung entsprechender 
Maßnahmen berechtigt und verpflichtet. Es wird darauf hingewiesen, dass für die Mängelbehebung 
der Zugang zu den Garagen erforderlich sein wird. Die Terminvereinbarung wird selbstverständlich 
rechtzeitig erfolgen. 
 
Von Herrn Mag. Gutmann wird in Erinnerung gerufen, dass gemäß einstimmig vereinbarter Neufassung 
des § 7 des Wohnungseigentumsvertrags aus dem Jahr 2019 die Eigentümergemeinschaft für Erhaltungs- 
und Instandsetzungsarbeiten an der Bausubstanz der Garagen Zuständigkeit hat. Als Bausubstanz gelten 
sämtliche Mauern, das Dach, die Zwischendecken, die Böden und die Ölauffangwannen, die Fenster, der 
Außenputz, die Außenbeleuchtung und die Stromversorgung der Garagen. Die Kosten tragen die 
Garageneigentümer anteilsmäßig zu einem Achtzigstel je Garage. 
 
Auf Anfrage von Eigentümer wird informiert, dass im Zuge der Mängelbehebung an den 
Elektroinstallation der Garagen keine Maßnahmen in Bezug auf E-Mobilität enthalten und dies als 
Verbesserungsmaßnahme einer Entscheidung der Eigentümergemeinschaft bedürfen würde. 
Entsprechende Vorschläge wurden in der Vergangenheit bereits von Wohnungseigentümer 

 vorgeschlagen, haben aber keine ausreichend mehrheitliche Zustimmung gefunden. 
 

• Photovoltaikanlage auf dem Dach des Mehrparteienhauses 
 

Herr Thomas Auer der mit Betrieb der PV-Anlage am Dach des Mehrparteienhauses befassten Firma 
Sonnenschmiede wurde von der Verwaltung zur Teilnahme an der gegenständlichen 
Eigentümerversammlung eingeladen, um Fragen der anwesenden Eigentümer hinsichtlich Funktion der 
PV-Anlage, Anmeldung zur Nutzung des PV-Stroms, Festlegung des Stromtarifs etc. zu beantworten. 
Anfangs erklärt Herr Auer anhand einer Folienpräsentation im Detail die Funktion der PV-Anlage. In 
weiterer Folge wird die Stromabrechnung thematisiert und damit verbundene Unklarheiten werden geklärt. 
Von einigen Eigentümern wird der festgelegte Sonnenstrompreis von 20 Cent je kWh zu hoch reklamiert 
und die Senkung angeregt. Herr Auer informiert über die durchschnittliche Strompreishöhe in 
Niederösterreich im Ausmaß von 33 Cent je kWh (reine Energiekosten). Der Tarif wurde von Firma 
Sonnenschmiede mit 20 Cent auf Grundlage einschlägiger Erfahrungen hinsichtlich guter Akzeptanz der 
Bewohner in anderen betreuten Liegenschaften zur Anwendung vorgeschlagen. Es geht dabei darum, 
dass sowohl selbst nutzende als auch vermietende Eigentümer einen Erfolg aus dem Betrieb der 
gemeinschaftlichen PV-Anlage verzeichnen können. Die Senkung des Tarifs nach erst kurzer Zeit seit 
Inbetriebnahme der Anlage wird vorläufig nicht sinnvoll erachtet und von Firma Sonnenschmiede 
ausdrücklich nicht empfohlen, wiewohl diesbezügliche Entscheidung der Eigentümermehrheit obliegt.  

•
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Die Anwesenden im Laufe der Diskussion von Herrn Mag. Gutmann befragt kann weder eine Mehrheit für 
die Senkung noch eine Mehrheit für die Beibehaltung des festgelegten Tarifs erkannt werden. Nach 
Ansicht der Verwaltung besteht die grundsätzliche Möglichkeit, die Senkung des Tarifs mit 
wohnungseigentumsrechtlich ausreichender Zustimmung zu entscheiden, andernfalls es bei dem von 
Firma Sonnenschmiede empfohlenen Tarif bleiben würde. 
 

stellt die Frage, ob die Festlegung von mehreren Tarifen (einerseits für Eigentümer und 
andererseits für Mieter) möglich wäre. Solch unüblicher Ansatz müsste laut Herrn Auer rechtlich geklärt 
werden, um die Frage seriös beantworten zu können.  
 

meldet sich im Rahmen der Eigentümerversammlung zu Wort um den Anwesenden 
die selbst ermittelte Information zur Kenntnis zu bringen, dass die Ersparnis bei Nutzung des 
Sonnenstroms zum festgelegten Tarif (im Vergleich zu Wien-Energie) nur gering feststellbar ist. Außerdem 
berichtet mit einigen Mietern gesprochen zu haben, welche angegeben haben, 
dass der Bezug von Sonnenstrom aufgrund des aktuellen Preises für sie unattraktiv sei. 
 
Kurze Zeit nach der Versammlung wird von Firma Sonnenschmiede darüber informiert, dass aktuell 20 von 
56 berechtigten Haushalte des Mehrparteienhauses zum Sonnenstrombezug angemeldet sind und weitere 
11 Bezugspunkte Allgemeinstrom für Stiegenhausbeleuchtung, Aufzüge und Waschküchen betreffen. 
 
Nach intensiver Diskussion wird von der Antrag hinsichtlich Senkung des 
Sonnenstromtarifs von derzeit 20 Cent je kWh auf 10 Cent je kWh gestellt. Herr Mag. Gutmann 
kündigt an diese Möglichkeit mittels Fragebogen zur Entscheidung anzubieten. 
 
Kurze Zeit nach der Versammlung wird von darüber informiert, dass die 
Abstimmung über die Senkung des Strompreises auf 10 Cent auf einen späteren Zeitpunkt verlegt 
werden solle, da Wohnungseigentümerin eine interne 
Hausversammlung für den 5.6.2025 anberaumt hätten.  
 

• Luft-Wärmepumpe für Schwimmbad 
 

Für die Beheizung des Schwimmbadwassers mit Sonnenstrom wurde von Eigentümer  der 
Einbau einer Luftwärmepumpe angeregt. Ein entsprechendes Angebot von Firma Desina liegt vor. Die 
Kosten betragen EUR 8.782,40 netto. Weiters ist für die Herstellung der Zuleitung mit Elektrikerkosten 
gemäß vorliegender Kostenschätzung der Firma Wallner in der Höhe von EUR 3.440,06 netto zu rechnen. 
Die Wärmepumpe müsste im Freien, idealerweise auf der Terrasse über dem Freizeitzentrum aufgestellt 
werden.  
Die Eigentümer können über die Installation einer Wärmepumpe für die Temperierung des 
Schwimmbadwassers mittels beiliegendem Fragebogen entscheiden. Um fristgerechte 
Retournierung des ausgefüllten Fragebogens wird ersucht. 
 

• Anschluss Warmwasserbereitung Mehrparteienhaus an PV-Strom 
 

Der Antrag für den Einbau einer für Photovoltaik geeigneten Elektroheizpatrone zur 
Warmwasseraufbereitung wurde von Eigentümer rechtzeitig für die Behandlung im Rahmen 
der Eigentümerversammlung gestellt. Vorgesehen wäre, dass die Warmwasserbereitung mittels PV-Strom 
im Falle eines Stromüberschusses erfolgen würde. Die Eigentümergemeinschaft würde sich dadurch 
Gasverbrauchskosten ersparen. Die Verwaltung hat sich um die Feststellung der Kosten bemüht. Ein 
Angebot der Firma Weber Haustechnik für den Einbau einer Elektroheizpatrone zu Kosten in der Höhe von 
EUR 1.928,- netto liegt bereits vor. Weiters wurde von Elektrofirma Wallner ein Angebot für das Herstellen 
der Ansteuerung und des Anschlusses angefordert. Gemäß vorliegender Kostenschätzung würden hierfür 
Kosten in der Höhe von EUR 3.388,48 netto anfallen.  
Die Maßnahme wird mittels beiliegendem Abstimmbogen zur Entscheidung angeboten. Die 
Eigentümer werden um fristgerechte Rückmeldung mittels beiliegendem Abstimmbogen ersucht. 
 

• Schaffung zusätzlicher Fahrradabstellmöglichkeiten 
 
Von der Verwaltung wird über einen mit zuletzt hinsichtlich Inhalt und Ergebnissen einer vor 
kurzer Zeit abgehaltenen, eigentümerinternen Eigentümerversammlung, geführten Mailverkehr informiert. 
Seitens der Verwaltung wird versucht anstehende Angelegenheiten soweit möglich zu behandeln.  
 
Soweit der Verwaltung bekannt ist, wurde im Rahmen des Eigentümertreffens unter anderem über das 
Abstellen der Fahrräder in einem versperrten Raum gesprochen. gibt an eine Abstimmung 
darüber einleiten zu wollen, ob der aktuell von genutzte Garagenraum als Fahrradabstellraum 
dienen soll. Sollte die ausreichende Mehrheit damit einverstanden sein, könnte künftig den 
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danebenliegenden kleineren Raum als Lager für seine Materialien und Maschinen nutzen. Grundsätzlich 
wäre mit der beschriebenen Lösung einverstanden. Das Ergebnis der Abstimmung bleibt 
abzuwarten.  
Vorläufig wird die Montage von zusätzlichen Fahrradständern im Außenbereich von der Verwaltung 
nicht weiter verfolgt, sondern es ist zunächst das Ergebnis eventueller Beschlussfassung 
abzuwarten. 

 
• Anschaffung eines seilbezogenen Bewässerungswagens 
 

Gemäß Information von wird beabsichtigt das Anlegen einer pflegeleichten Blumenwiese 
den Eigentümern zur Entscheidung anzubieten, weil die Pflege der großen Wiese zu pflegebedürftig 
erscheint und für das Bewässern viel Wasser verbraucht wird. Wunschgemäß wurden von die 
Kosten für das einmalige Vertikutieren der Wiese in der Höhe von EUR 700,- netto bekannt gegeben. Es 
soll zunächst das Ergebnis der Abstimmung abgewartet werden, um keine unnötigen Kosten für den Kauf 
eines seilbezogenen Bewässerungswagens zu verursachen.  
 
Soweit gemäß Information einiger Eigentümer ein seilgezogener Bewässerungswagen angeblich schon 
früher zur Ausstattung der Liegenschaft gezählt hat, bedarf die Auftragserteilung seitens der Verwaltung 
keiner wohnungseigentumsrechtlichen Mehrheit der Eigentümergemeinschaft. 
 
 

IV) VERWALTUNG 
 
• Gasliefervertrag 

 
Aktuell besteht ein einjähriger Gasliefervertrag mit EVN, welcher am 31.05.2025 endet. Der variable 
Gaslieferpreis wurde im Jahr 2024 zu Kosten in der Höhe von derzeit 2,7580 cent/kWh, sowie jährlicher 
Grundpreis in der Höhe von EUR 35,- von EVN angeboten und von der Verwaltung angenommen. 
Der Abschluss eines neuen Liefervertrags ist mit Wirksamkeit ab 1.6.2025 nötig. Der Verwaltung liegen 
bereits Angebote von Energielieferanten EVN, Sturm-Energie, Goldgas und Gutmann-Gas vor, welche 
insbesondere hinsichtlich Bindung und Grundgebühr nicht gänzlich vergleichbar sind. Es wird angekündigt, 
dass die Wahl des neuen Gaslieferanten und der Fixpreisbindung (bzw. Abschluss eines variablen 
Tarifmodells den Herren des Beirats (

) vorbehalten bleibt. Allgemein wird von Herrn Mag. Gutmann über die gelebte 
Praxis bei Energielieferanten informiert, wonach Angebote nur kurze Zeit (meist wenige Stunden) Gültigkeit 
haben und daher Information an die Beiratsmitglieder, sowie Auftragserteilung innerhalb nur kurzer Zeit 
erfolgen müssen. 
 
Die Verwaltung wird Rückmeldungen der Beiratsmitglieder bei der Wahl des neuen Gaslieferanten 
bestmöglich zu berücksichtigen und nötige Aufträge rechtzeitig erteilen. 

 
• Hausbetreuung und Winterdienst 
 

Für die Hausbetreuung ist bekanntlich Firma Mahr zuständig. Die Anwesenden zeigen sich mit Firma Mahr 
zufrieden. Es besteht kein Bedarf nach einem Wechsel des Hausbetreuers Herrn Mahr, welcher sich auch 
um die ordentliche Betreuung des Freizeitzentrums kümmert. 
 
Für die Schneeräumung ist ebenso Firma Mahr zuständig. Firma Mahr hat den Winterdienstvertrag der 
Verwaltung Pretsch gezeichnet und damit die Vertragsbedingungen (insbesondere hinsichtlich 
Haftungsübernahme für durch mangelhafte Leistungserfüllung verursachte Sach- und Personenschäden) 
akzeptiert. Die Eigentümer werden ersucht die Verwaltung kurzfristig zu informieren, wenn die 
Winterbetreuung nicht ausreichend funktioniert. Ein Wechsel des Winterdienstleisters ist grundsätzlich 
jederzeit möglich. 
 

• Verwaltungsdienstleistung und- zuständigkeit 
 

Immobilientreuhandschaft und Immobilienverwaltung bedürfen der Partnerschaft mit der 
Eigentümergemeinschaft, weil nur auf Basis guten Vertrauens der Auftraggeber ordentliche 
Verwaltungsdienstleistung erbracht werden kann. Es wird festgehalten, dass der 
Wohnungseigentumsverwalter Dienstleister ist und für die auftragsgebenden Eigentümer tätig ist, so die 
Interessen der Eigentümermehrheit zu verfolgen hat. Das bedeutet aber weiter, dass es der Verwalter 
nicht immer allen recht machen kann und nach demokratischen Grundprinzipien innerhalb der 
Eigentümergemeinschaft die Mehrheit über die Minderheit entscheidet. Die Verwaltung selbst nimmt in 
diesem Zusammenhang die Rolle des Moderators und gegebenenfalls Mediators ein, die aber weder 
Richter oder Detektiv, noch Behörde oder Exekutive sein kann. 

 

•
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Die Verwaltungstätigkeit umfasst primär die Vertretung der Eigentümergemeinschaft nach außen und 
damit die Unterstützung bei der Erfüllung von Aufgaben und Pflichten der Eigentümergemeinschaft 
(z.B. in Bezug auf Schneeräumung), und Unterstützung bei der Erzielung von Problemlösungen, weiters 
die Bezahlung und Abrechnung der anfallenden gemeinschaftlichen Kosten unter Berücksichtigung 
getroffener Vereinbarungen über die Kostenaufteilung, samt Inkasso der dafür notwendigen, anteiligen 
Beiträge von den einzelnen Eigentümern, sowie Beratung über Sanierungsbedarf und Organisation 
von laufenden Erhaltungs- und Verbesserungsarbeiten an der Liegenschaft (gegebenenfalls erst nach 
Feststellung der mehrheitlichen Zustimmung der Eigentümergemeinschaft).  
Keine Unterstützung kann in jenen Angelegenheiten von der Verwaltung angeboten werden, wo 
Eigentümerinteressen gegeneinander stehen.  
 
Angesichts unterschiedlicher Meinungen der Eigentümer insbesondere hinsichtlich erklärt Herr 
Mag. Gutmann sich nicht immer ausreichend in der Lage zu sehen die Bedürfnisse der 
Eigentümergemeinschaft bzw. einzelner Eigentümer ausreichend zufriedenstellend zu erfüllen.  
Gegebenenfalls sind Eigentümergemeinschaft und Verwaltung berechtigt das bestehende 
Verwaltungsverhältnis unter Einhaltung dreimonatiger Kündigungsfrist per Jahresende zu 
beenden. 

 
V) ALLFÄLLIGES 
 

ersucht Herrn Mahr mit dem Kehren des Bodens im Schwimmbad nach der 
Wintersaison zu beauftragen.  
 
 

Rechtsmittelbelehrung 
In Erfüllung der in § 24 (5) WEG 2002 normierten Verpflichtung wird hiermit darauf hingewiesen, dass für den 
Beginn der Frist zur Anfechtung eines übersendeten Beschlusses dessen Anschlag im Haus maßgeblich ist. 
 
Beschlüsse können daher ab Hausanschlag am 26.05.2025 
 
im Falle ordentlicher Verwaltungsangelegenheiten (§ 28 WEG 2002) 
 innerhalb einer Frist von 1 Monat, somit also bis einschließlich 26.06.2025 
im Falle außerordentlicher Verwaltungsangelegenheiten (§ 29 WEG 2002)  
 innerhalb einer Frist von 3 Monaten, somit also bis einschließlich 26.08.2025 bzw. 
 

 innerhalb einer Frist von 6 Monaten, somit also bis einschließlich 26.11.2025 im Falle unterbliebener 
Verständigung von der beabsichtigten Beschlussfassung 
 
gerichtlich angefochten werden. 
 
Gemäß § 24 (6) WEG 2002 kann jeder Wohnungseigentümer innerhalb der gebotenen Frist mit einem gegen 
die übrigen Wohnungseigentümer gerichteten Antrag die Entscheidung des Gerichts darüber verlangen, ob 
Rechtsunwirksamkeit des Beschlusses wegen formeller Mängel, Gesetzwidrigkeit oder Fehlens der 
erforderlichen Mehrheit besteht. Beschlüsse im Bereich der außerordentlichen Verwaltung können zudem 
gemäß § 29 (1) WEG 2002 wegen übermäßiger Beeinträchtigung einzelner Eigentümer oder fehlender 
Kostendeckung in der Rücklage angefochten werden. 

 
Bei Fragen steht Ihnen das Team der PRETSCH Immobilientreuhand GmbH jeden Dienstag in den 
Sprechstunden ohne Voranmeldung von 14°°bis 18°° Uhr gerne zur Verfügung. Ist die Wahrnehmung 
der Sprechstunden für Sie nicht möglich ersuchen wir um vorherige Terminvereinbarung unter der 
Telefonnr. 01/604 51 76. 
 
 Ende: 20:13 Uhr 
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VORAUSSCHAU auf das Jahr 2026
Objekt 2371 Hinterbrühl, Waldqasse 20-22

PRETSCH

Pauschale für das gesamte Objekt netto 2025 2026 Änderung [€]
BK (monatlich) € 13 500,00 € 13 500,00 €
entspricht je m2-Nutzfläche und Monat rund € 2,54 € 2,54

Reparaturrücklage (monatlich) € 6 419,31 Є 6 419,31 €
entspricht je m’-Nutzfläche und Monat rund € 1.21 € 1.21

Aufzug (monatlich) € 2 100,00 € 2 100,00 €
entspricht je m2-Nutzfläche und Monat rund € 0,40 € 0,40

Betriebskosten Freizeitzentrum (monatlich) € 3 100.00 € 3 1OO.00 €
Betriebskosten Mehrfamilienhäuser (monatlich) € 2 350,00 € 2 350,00 €
Betriebskosten Reihenhäuser (monatlich) € 500,00 € 500,00 €
Betriebskosten Straßen (monatlich) € 860,00 € 860,00 €
Heizkosten / Warmwasser Anpassung der Pauschalen individuell gemäß Vorjahresverbrauch

Heizkostenabrechnung individuell für jeden einzelnen Verbraucher

Telekabel für Reihenhäuser (monatlich) gem. Rechnung Kabelplus

Reparaturrücklage Garagen (monatlich) € 160,00 € 160,00 €
Betriebskosten Garagen (monatlich) € 1 300,00 € 1 300,00 €

WBF-Darlehen (monatlich) € 465,39 € 465.39 €

Sehr geehrte Eigentümer!

Die vorstehende Vorausschau wurde den Bestimmungen des Wohnungseigentumsgesetzes
2002 (§20 Abs. 2) entsprechend unter Berücksichtigung der in absehbarer
Zeit notwendigen, über die laufende Instandhaltung hinausgehenden Erhaltungsarbeiten
und der in Aussicht genommenen Verbesserungsarbeiten erstellt.
Hierzu wird auf bisherige Eigentümerversammlungen und zugehörige Protokolle verwiesen.

Weiters werden darin die Beiträge zur Rücklage sowie die sonst
vorhersehbaren Aufwendungen, vor allem die Bewirtschaftungskosten, und die sich daraus
ergebenden Vorauszahlungen ausgewiesen. Sie bildet die Kalkulationsgrundlage für die
Vorschreibung 2026. Begründungen sind der Beilage zur Vorausschau entnehmbar.

Mit freundlichen Grüßen
PRETSCH Immobilientreuhand GmbH

Die Vorschreibungspauschalen werden
soweit notwendig ab Jänner angepasst.

MP5093-Vorschau 2026-324.xlsm 1 17.12.2025
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Erläuterung Vorschau

Betriebskosten:
Soweit vorhersehbar kann mit den inkassierten Pauschalbeträgen die Abdeckung der aufgelaufenen Betriebskosten
sichergestellt werden.
Bei der Kalkulation der neuen Betriebskostenpauschale ab Jänner 2026 wurden angekündigte und anzunehmende
Kostensteigerungen berücksichtigt.
Die Pauschale kann beibehaiten werden.

Reparaturrücklage:
Bezüglich in absehbarer Zeit notwendiger, über die laufende Instandhaltung hinausgehender Verbesserungsarbeiten wird
dem WEG 2002 entsprechend auf Erläuterungen im Rahmen der letzten Eigentümerversammlungen gemäß den jeweiligen
Protokollen verwiesen.

Aufzug:
Soweit vorhersehbar kann mit den inkassierten Pauschalbeträgen die Abdeckung der aufgelaufenen Betriebskosten
sichergestellt werden.
Die Pauschale kann beibehalten werden.

Betriebskosten Freizeitzentrum:
Soweit vorhersehbar können mit den inkassierten Pauschalbeträgen die Abdeckung der aufgelaufenen Kosten für das
Freizeitzentrum sichergestellt werden. Inhaltlich handelt es sich dabei aktuell um Betriebs- und Erhaltungskosten.
Die Pauschale kann beibehalten werden.

Betriebskosten Garage:
Soweit vorhersehbar kann mit den inkassierten Pauschalbeträgen die Abdeckung der aufgelaufenen Betriebskosten
sichergestellt werden.
Die Pauschale kann beibehalten werden.

Reparaturrücklage Garage:
Soweit vorhersehbar kann mit den inkassierten Pauschalbeträgen die Abdeckung der aufgelaufenen Erhaltungskosten nicht
sichergestellt werden.
Das insbesondere durch Sanierung der Elektroinstallationen stark negativ erwartete Abrechnungsergebnis muss anteilig
nachverrechnet werden.
Die Pauschale kann beibehalten werden.

Betriebskosten Mehrfamilienhäuser:
Soweit vorhersehbar kann mit den inkassierten Pauschalbeträgen die Abdeckung der aufgelaufenen Betriebskosten
sichergestellt werden.
Die Pauschale kann beibehalten werden.

Betriebskosten Reihenhäuser:
Soweit vorhersehbar kann mit den inkassierten Pauschalbeträgen die Abdeckung der aufgelaufenen Betriebskosten
sichergestellt werden.
Die Pauschale kann beibehalten werden.

Betriebskosten Straße:
Soweit vorhersehbar kann mit den inkassierten Pauschalbeträgen die Abdeckung der aufgelaufenen Betriebskosten
sichergestellt werden.
Die Pauschale kann beibehalten werden.

Diverse Darlehen:
Die Pauschalen richten sich nach den Vorschreibungen der darlehensgebenden Institute.

Heizung und Warmwasser:
Sämtliche Heizkosten werden im Zuge der Abrechnung dem Heizkostenabrechnungsgesetz entsprechend zum kleineren Teil
im Verhältnis der beheizbaren Nutzflächen und zum größeren Teil im Verhältnis der tatsächlichen, individuellen
Verbrauchswerte auf die einzelnen Wärmeabnehmer verteilt. Die Abrechnung wird vom damit befassten
Heizkostenabrechnungsdienstleister nach den Regeln des Heiz- und Kältekostenabrechnungsgesetzes erstellt.
Sich aus den Akontozahlungen im Vergleich zur Abrechnung ergebende Guthaben oder Fehlbeträge einzelner
Wärmeabnehmer werden im Rahmen der Heizkostenabrechnung durch Rückzahlung oder Nachforderung ausgeglichen.
Die Änderung der individuellen Heizkosten- und Warmwasserpauschalbeträge ist grundsätzlich vom jeweiligen
Abrechnungsergebnis der einzelnen Bestandseinheit abhängig. Bis zum Vorliegen der verbrauchsabhängigen Abrechnung
werden keine Änderungen an den Pauschalen vorgenommen.
Hohe Abrechnungsergebnisse und hohe Anpassungen der Pauschale auf Grundlage des Abrechnungsergebnisses sind
leider nicht auszuschließen.

Telekabel:
Seit Jänner 2017 werden die Kosten für Telekabelversorgung der Reihenhäuser an diese zu gleichen Teilen weiterverrechnet.

MP5O93-Vorechau 2026-324 xlsm ì 16 12 2025
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